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Der VIIIo Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 8» Januar 1969 unter Mit­
wirkung des Senatspräsidenten Dr0 Haidinger sowie der 
Bundesrichter Dr* Gelhaar, Artl, Dr* Mezgor und Mormann

für Hecht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 2« Zivilsenats 
des Oberlandesgerichts München vom 23» Septem­
ber 1966 wird auf Kosten der Klägerin zurückge- 
wieseno

Von Rechts wegen 

Tatbestand:

Die Beklagte ist Eigentümerin eines Grundstücks in 
München, auf dem ein Wohnhaus steht» Im Jahre 1946 er­
richtete Ihr Sohn, der Dipl*Ing» Paul K^|P(PoK*), im 
Garten dieses Grundstücks ein Holzhaus* Dieses Holzhaus 
hatte bisher auf einem anderen Grundstück gestanden* P*K* 
hatte es dort abgebrochen und baute es auf dem Grundstück 
seiner Mutter wieder auf, wo es ihm zunächst als Werkstatt 
diente* Es hatte eine Grundfläche von 8 x 7,30 m und war 
unterkellert* Durch notariell beglaubigten Vertrag vom 
1* Dezember 1948 "verkaufte” P.K. das "Gartenhaus" an die 
damals noch unverheiratete Klägerin* Als Kaufpreis war der 
Betrag von 4 100 DM angegeben* P*K, und die Klägerin hei­
rateten 1949» Seit dieser Zeit diente das Holzhaus den 
Eheleuten zur Y/ohnung* Sie bauten es ab 1952 um und aus* 
Dabei wurde es teilweise neu aufgemauert und verputzt, so 
daß es jetzt den Charakter eines Holzhauses verloren hat»
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Das alles geschah unter den Augen der Beklagten, die auf 
dem Grundstück wohnt, und ohne deren Widerspruch„ Sämtliche 
Bauarbeiten wurden ohne Genehmigung der Baubehörde (lokal- 
baukommission) vorgenorameno Biese hat seit 1948 die Be­
nutzung des Gartenhauses wiederholt widerruflich jeweils 
auf ein weiteres Jahr gestattet» 1961 starb der Ehemann 
der Klägerin; sie ist seine einzige Erbin. Schon bald ent­
standen Spannungen zwischen Schwiegermutter und Schwieger­
tochter. Die Beklagte verlangte schließlich im Prozeßwege 
von der Klägerin Räumung und Beseitigung des Holzhauses. 
Nachdem die Klägerin ausgezogen war, versiegelte die lokal- 
haukomnission am 11. Januar 1964 das Haus. Am 28. Januar 1964 
verglichen die Parteien sich im Vorprozeß dahin, daß die 
Klägerin sich verpflichtete, das Gartenhaus zu räumen und 
an die Beklagte herauszugeben* Am 11. Dezember 1964 ord­
nete die Baubehörde unter Androhung eines Zwangsgeldes an, 
das Gartenhaus sei unverzüglich, spätestens jedoch bis zum 
1. März 1965j zu beseitigen.

Sofort nach dem Abschluß des Vergleichs vom 28. Januar 
1964 verklagte die Klägerin die Beklagte auf Zahlung von 
30 000 DM, die sie und ihr Mann für das Gartenhaus aufge- 
wandt haben wollen. Die Vorinstanzen haben die Klage abge- 
wiesen. Mit der Revision verfolgt die Klägerin ihren An­
spruch weiter. Die Beklagte beantragt, die Revision zurück- 
zuv/eisen.

Entseheidungsgründe:

1. Bas Berufungsgericht geht davon aus, daß das Holzhaus 
mit dem Grund und Boden fest verbunden ist (§94 BGB). Es 
läßt aber unentschieden, ob es nur zu einem vorübergehenden
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Zweck mit dem Grund und Boden verbunden worden (§95 Abs» 1 
Satz 1 BGB) und deshalb gemäß § 946 BGB schon mit der Er­
richtung Eigentum der Beklagten gev/orden ist. Da . dies 
nicht lediglich eine Rechtsfrage, sondern jedenfalls in 
seinen Voraussetzungen Tatfrage ist, sind auch in der Re­
visionsinstans der Prüfung beide Möglichkeiten zugrunde zu 
legeno

2. Blieb das Holzhaus nach der Errichtung Eigentum des 
Ehemannes der Klägerin, so hat dieser es durch den Vertrag 
vom lo Bezember 1948, der trotz seines engen Wortlauts 
("verkauft”) zugleich als Veräußerungsvertrag anzusehen 
ist, rechtswirkoam an die Klägerin veräußert» An dem Eigen­
tum der Klägerin hat sich, wie das Berufungsgericht zu­
treffend feststellt, durch den Vergleich vom 28. Januar 1964 
nichts geändert. In den Vergleich ist eine schlüssige Eini­
gung über einen Eigentumsübergang nicht enthalten, Baß die 
Beklagte am 28. Januar 1964 hieran kein Interesse haben 
konnte, ist offensichtlich, weil schon damals feststand, 
daß das Haus als Schwarzbau nicht mehr benutzt werden durfte, 
sondern abgebrochen werden mußte, und unstreitig die Abbruch- 
kooten erheblich höher sind als der Wert des anfallenden 
Materials. Aber auch wenn man in dem Vergleich eine Über­
eignung finden könnte, würde das der Klägerin für die Be­
gründung der Klageforderung nichts nützen. Benn über die 
Zahlung eines Entgelts durch die Beklagte enthält der Ver­
gleich auf jeden Pall nichts. Eine solche Verpflichtung 
kann auch nicht im Y/ege der ergänzenden Auslegung hinein- 
interprotiert werden. Denn die zwischen den Parteien strei­
tige Frage, ob die Beklagte die Klägerin zu entschädigen 
habe, sollte gerade aus dem Vergleich vom 28» Januar 1964 
ausgoklanmert bleiben. Auch ein Bereicherungsanspruch würde



- 5 -

der Klägerin nicht zustehen. Denn einmal hätte die Über­
eignung ihren Rechtsgrund in dem Vergleich, die Beklagte 
wäre also nicht rechtsgrundlos bereichert. Zum anderen 
wäre die Beklagte per Saldo (§ 818 Abs» 3 BGB) überhaupt 
nicht bereichert, weil der Erwerb des mit der Abbruchs­
auflage belasteten Hauses ihr Vermögen nicht gemehrt hat»

3o Aber auch wenn man davon ausgeht, daß die Beklagte 
schon im Zeitpunkt der Errichtung Eigentümerin des Holz­
hauses geworden ist, kann die Klägerin von ihr eine Ent­
schädigung nicht verlangen.

a) Bas gilt in erster Linie für einen Anspruch auf Ver­
wendungsersatz o Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundes­
gerichtshofs (BGHZ 41, 157» 160 ff m.N.), an der festge­
halten v/ird, ist die Errichtung eines Bauv/erkes auf einem 
bisher nicht bebauten Grundstück in der Regel nicht als 
Verwendung ansuschcno Benn Verwendungen auf ein Grundstück 
sind nur solche Aufwendungen, die darauf abzielen, die Be­
nutzung des Grundstücks, wie sie schon bisher gegeben war, 
zu ermöglichen, zu sichern, wieder herzustellen oder zu ver­
bessern. Hier war das Gesamtgrundstück ein Hausgrundstück 
mit Garten. Nur von einem Teil des Grundstücks, nämlich 
dem Garten, überließ die Beklagte ihrem Sohn einen Teil für 
die Errichtung des Holzhauses. Dieses diente aber nicht den 
bisherigen Zwecken des Gesamtgrundstücks (Wohnhaus mit 
Garten), sondern dem davon verschiedenen Zweck, in der 
Notzeit nach dem Kriege vom Sohn der Beklagten als Werk­
statt und (später) als Wohnung benutzt zu werden. Dieser 
Ball ist entgegen der Ansicht der Revision nicht anders 
zu beurteilen, als wenn das Gartenhaus auf einem bisher 
überhaupt nicht bebauten Grundstück errichtet wäre« Denn 
durch die Errichtung des Holzhauses hat der Sohn der Beklagten
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nichts für das Grundstück in seiner bisherigen Benutzungs- 
art aufgewandt. Bie Klägerin kann deshalb die Kosten der 
Errichtung dos Holzhauses und seines Ausbaues nicht unter 
dem Gesichtspunkt des Vervvendungsersatzes gemäß §§ 994 ff 
oder §§ 601 Abs, 2, 683? 684 BGB ersetzt verlangen? weil 
ihr Mann und sie Verwendungen im Rechtssinne nicht gemacht 
haben.

b) Bar Klägerin steht auch kein Anspruch aus § 931 BGB 
zu, Babei kann dahingestellt bleiben? ob ein solcher An­
spruch beim Bauen auf fremdem Grund und Boden schon wegon 
der Konkurrenz mit Ansprüchen aus §§ 994 ff GBG ausgeschlossen 
ist (bejahend BGHZ 41? 137; streitig; vgl. dazu Soergel/Mühl 
10. Aufl. vor §§ 994 ff Kr. 3 m.N.). Auch wenn man die An­
wendbarkeit des § 951 BGB in Fällen der vorliegenden Art 
grundsätzlich bejaht, scheitert die Klageforderung doch 
daran, daß die Beklagte nicht bereichert ist. Benn der 
Schwarzbau muß abgebrochen werden und die Abbruchkosten 
übersteigen unstreitig den Wert des anfallenden Materials.
Bern steht nicht entgegen, daß für die Hohe der Bereicherung, 
worauf die Revision zutreffend hinv/eist, in der Regel der 
Zeitpunkt der Fertigstellung des Bauwerks maßgebend ist 
(vgl. Soergel/Muhl 10. Aufl. zu § 951 Nr. 15 m.N.). Sollte 
im Jahre 1946 noch nicht festgestanden haben, daß das schwarz­
gebaute Holzhaus von der Baubehörde nur für die Zeit gedul­
det wurde, während der Sohn der Beklagten und die Klägerin 
es bewohnten, und wäre deshalb im Jahre 1946 eine Bereicherung 
der Beklagten zu bejahen gewesen, so ist doch diese Be­
reicherung spätestens seit 1964 weggefallen, seitdem fest­
steht, daß die Beklagte das Haus nach dem Auszug der Klägerin 
nicht für eigene Zwecke nutzen darf, sondern es abbrechen 
muß (§ 818 Abs. 3 BGB).
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Die Beklagte ist auch nicht unter dem Gesichtspunkt 
von Treu und Glauben (§ 242 BGB) gehindert, sich auf diesen 
Y/egfall der Bereicherung zu berufen. Nachdem die Klägerin 
sich im Vorprozeß vergleichsweise verpflichtet hat, das 
Gartenhaus zu räumen und an die Beklagte herauszugeben, 
ist davon auszugehen, daß die Klägerin hierzu ohnehin 
verpflichtet war. Es ist auch nicht ersichtlich, was sic 
- immer unter der Voraussetzung, daß die Beklagte gemäß 
§ 946 BGB Eigentümerin des Gartenhauses geworden war - 
dem Eäumungsanapruch der Beklagten hätte entgegensetzen 
können. Durch die Überlassung des Teilgrundstücks an den 
Ehemann der Klägerin auf unbestimmte Zeit entstand zwischen 
Mutter und Sohn ein leiheähnliches Rechtsverhältnis.
Dieses konnte die Beklagte jedenfalls im Jahre 1964 be­
enden (vgl. § 604 Abs. 2 und 3 BGB), nachdem ihr Sohn 
bzw. die Klägerin das Holzhaus etwa 18 Jahre lang benutzt 
hatten, der Sohn der Beklagten inzwischen gestorben war 
und die Verhältnisse, die im Jahre 1946 zur Errichtung 
des Gartenhauses geführt hatten, sich inzwischen grund­
legend geändert hatten. Die Beklagte brauchte deshalb 
auch das Angebot der Klägerin, ihr das Gartenhaus weiter­
hin mietweise zu überlassen, nicht anzunehmen, und sie 
verstößt nicht gegen Treu und Glauben, wenn sie sich 
auf den Tfegfall der Bereicherung beruft, obgleich sie 
(möglicherweise) durch ihre Räumungsklage selbst die 
Abbruchverfügung der Baubehörde veranlaßt hat. Die von
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der Revision angeführte Entscheidung RG2 170, 65 betrifft 
einen wesentlich anders liegenden Fall.

hie Kostenentscheidung beruht auf § 9? ZK),
Br. Gelhaarhr. Haidinger

Dr. Mezger Mormann
Artl
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